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Wieder mehr Leistung und Ruhe
in den Klassenzimmern
Die integrative Schule wird von verschiedenen Seiten infrage gestellt – auch das Frühfranzösisch steht zur Diskussion

SEBASTIAN BRIELLMANN

Was passiert da gerade in der Schwei-
zer Bildungslandschaft, nach Jahrzehn-
ten mit vielen Reformen, die zur Stär-
kung des Bildungssystems als alterna-
tivlos angesehen wurden – und deshalb
ziemlich geräuschlos implementiert wer-
den konnten? Nun wächst nicht nur der
Widerstand, Änderungen sind tatsäch-
lich wieder denkbar.

Es wächst die Einsicht, dass nicht
jede Neuerung den erhofften Erfolg ge-
bracht hat – auch wenn es stets gut ge-
dacht gewesen ist. Kompakt zusammen-
gefasst waren die Anliegen immer ähn-
lich: Für die Schüler sollte das System
gerechter gemacht werden, damit jeder
einzelne bestmögliche Chancen erhält.

Herausgekommen ist das Gegenteil,
wie der Bildungsforscher Stefan Wol-
ter im Interview mit der NZZ erläutert
hat. Obschon die Schweiz so viel Geld
in die Bildung investiere wie nie zuvor,
seien die Kompetenzen im Land in die-
sem Jahrtausend nicht gestiegen. Das
müsste aber zwingend der Fall sein.Wol-
ter sagt: «Höhere Bildung sorgt für bes-
sere Resultate. Das heisst nichts anderes
als: De facto sind wir in der Schweiz alle
schlechter geworden.»

Niemand ist verantwortlich

Was Wolter besonders kritisiert: dass das
zu wenig interessiere. «Die Schweiz hat
eine Aversion gegen das Testen.» Das sei
für viele ein Vorteil, weil man behaupten
könne, was man wolle. «Es gibt bei uns
Reformen, die gross angekündigt und
mit schönen Worten beschrieben wer-
den – aber nie wird die Abmachung ge-
troffen, welches Ziel damit eigentlich er-
reicht werden soll, und noch viel wich-
tiger: wie man die Zielsetzung einmal
auch überprüfen will.» So könnten sich
alle aus der Verantwortung stehlen.

Man kann sich die Fragen stellen,
was die Errungenschaften der inte-
grativen Schule sind und wo zusätz-
liche Probleme entstanden sind. Gibt
es wirklich einen Fortschritt (und bes-
sere Kenntnisse), wenn Kinder ab der
dritten Klasse in Französisch unterrich-
tet werden?

Dass die Probleme, die die Reformen
mit sich gebracht haben, nun wieder dis-
kutiert werden und mit Blick auf ge-
plante Änderungen eine wichtige Rolle
spielen, zeigt sich zunächst im Kleinen.
Ende Februar hat der Bund angekün-

digt, dass er in der Berufsbildung nun
doch an der (schriftlichen) Abschluss-
prüfung festhalten wolle. Die Idee, nur
noch auf Erfahrungsnoten und eine Ab-
schlussarbeit zu setzen, wurde verwor-
fen. Nun soll zum Ende der Ausbil-
dung weiterhin Wissen abgefragt wer-
den. Die Kantone können neu zwischen
einer schriftlichen und einer mündlichen
Prüfung wählen.

Die Berufsbildung ist in der Schweiz
immer noch ein Königsweg: Zwei Drit-
tel aller Jugendlichen machen nach der
Schule eine Lehre. Ein weltweit bewun-
dertes System. Daran hätte sich kaum
etwas geändert, selbst wenn der Bund
an seiner Idee festgehalten und die Ab-
schlussprüfung abgeschafft hätte. Dafür
ist die Wirtschaft zu sehr in die Berufs-
bildung involviert. Der politische Zwei-
fel am Plan war in der Rückbesinnung
wohl eher eine Kompensation für frü-
here Versäumnisse: Zu lange wurde zu-
geschaut, obschon sich Reformen nicht
so ausgewirkt hatten wie erhofft.

Das hat sich geändert. Besonders
im Fokus steht das grösste Projekt, die
integrative Schule.Anfang März hat sich
der Zürcher Kantonsrat für eine Abkehr
von ebendieser ausgesprochen. Nicht
nur die SVP und die FDP waren dafür,
sondern auch die GLP. Christoph Zieg-
ler, grünliberaler Parlamentarier und
Lehrer, sagte der NZZ: «Als Sekundar-
lehrer muss ich einfach sagen: Das Sys-
tem funktioniert so nicht mehr.» Dass
nicht nur bürgerliche Parteien diese
Kehrtwende vollziehen, ist neu. Auch
darum werden der im letzten Jahr ein-
gereichten Förderklasseninitiative in-
takte Chancen eingeräumt. Das Anlie-
gen fordert die Rückkehr zum separati-
ven Unterricht.

Neue politische Bündnisse

Die gleiche Forderung hätte wohl auch
in Basel-Stadt eine Mehrheit erlangt.
Die Regierung machte deswegen einen
Gegenvorschlag, der Förderklassen er-

möglicht, wo sie nötig sind.Ab kommen-
dem Schuljahr sollen die ersten separa-
tiven Klassen wieder eingeführt werden.
Das kann nicht überraschen. Eine Um-
frage mit knapp 800 Lehrern hatte zuvor
ergeben, dass 90 Prozent der Meinung
sind, «dass die integrative Schule, wie sie
heute durchgeführt wird, überdacht und
korrigiert werden muss».

Über die Zukunftsfähigkeit dieses
Konzepts wird auch in anderen Kan-
tonen neuerdings lebhaft diskutiert.
Auch der Nidwaldner Bildungsdirektor
Res Schmid sagte kürzlich in der NZZ:
«Das integrative Schulmodell ist in der
aktuellen Form gescheitert. Die integra-
tive Schule verliert ihren Sinn, wenn das
Niveau und die Qualität der Regelklasse
wegen der Integration sinken.»

Das mag noch wenig erstaunen, ge-
hört Schmid doch der SVP an, die schon
immer gegen die integrative Schule war.
Aber die Volkspartei ist nicht mehr
allein. In Luzern stellte auch die kanto-
nale SP kritische Fragen – und verlangte

von der Regierung, dass das System
überprüft werden sollte. Und auch im
Kanton Aargau wächst der Widerstand.
Dort ist es die kantonale FDP, die wie-
der mehr auf Separation setzen möchte.

Musterbeispiel FDP

Der Freisinn ist ohnehin das Muster-
beispiel für das veränderte Klima in
Bildungsfragen. Lange nicht im Fokus,
legt die Partei unter Präsident Thierry
Burkart einen Schwerpunkt auf dieses
Thema. Burkart machte es zur Chef-
sache. Er war es, der in einer vorher un-
gekannten Klarheit sagte, dass die inte-
grative Schule gescheitert sei. Dabei
lässt es die FDP nicht bewenden. Sie
wählt in der offiziellen Kommunikation
markige Worte: Die Volksschule sei «de-
montiert», man müsse sie «retten» vor
linken Bürokraten und Politikern, die
sie mit «konsequenter Aushöhlung der
Grundkompetenzen» an den Anschlag
gebracht hätten.

Das gilt nicht nur für die integrative
Schule, sondern beispielsweise auch für
Fremdsprachen ab der dritten Klasse,
die die FDP ebenfalls beerdigen will.
Anders als bei der inklusiven Schule
ist die Kritik am Frühfranzösisch und
dem Frühenglisch so alt wie die Idee
selbst. Es gibt Kantone, die Frühfran-
zösisch gar nie eingeführt haben (Uri,
Appenzell Innerrhoden), es wird dort
erst in der Sekundarstufe unterrich-
tet. Andere beginnen zuerst mit Eng-
lisch und erst ab der fünften Klasse
mit Französisch.

Neuerdings gibt es allerdings in meh-
reren Kantonen die Absicht, dass das
Frühfranzösisch ganz gekippt und in
die Oberstufe verlagert werden soll. Es
handelt sich nicht mehr um chancenlose
Vorstösse, sondern um mehrheitsfähige
Allianzen – zum Beispiel in Zürich,
Bern, Luzern, St. Gallen, Graubünden,
Thurgau und Basel-Stadt.

Viele Lehrer wollen nicht mehr jedes
Experiment mitmachen – und sie haben
nun in der Politik auch wieder Mitstreiter
gefunden, die die Missstände angehen
wollen. Noch sind das keine fixen Mehr-
heiten. Am Anfang jeder Veränderung
steht die Einsicht. Und die heisst: Ein
Viertel der 15-Jährigen kann nicht richtig
lesen, schreiben, rechnen. Obschon der
Personalbedarf pro Schüler laut Bundes-
amt für Statistik knapp 15 000 Franken
im Schnitt betrug – 50 Prozent mehr als
am Anfang dieses Jahrtausends.

In der Schule sollen Grundkompetenzen wie Lesen, Schreiben und Rechnen wieder im Zentrum stehen. A. ZAHLER / CH MEDIA

Trumps Revolution erreicht Genf
Die US-Regierung verschickt einen «America first»-Fragebogen an internationale Akteure

MATTHIAS SANDER, LAUSANNE

Der Fragebogen, der im internationalen
Genf zirkuliert,liest sich wie das politische
Programm von Präsident Donald Trump.
Adressiert ist er an «Programmpartner»
wie NGO und offenbar auch internatio-
nale Organisationen der Uno, die ame-
rikanische Gelder erhalten. «Stärkt die-
ses Projekt die Souveränität der USA,
indem es die Abhängigkeit von inter-
nationalen Organisationen oder globa-
len Governance-Strukturen reduziert?»,
will Washington etwa wissen.

Die Frage erstaunt, schliesslich arbei-
ten internationale Organisationen (IO)
naturgemäss nicht daran, die Abhängig-
keit der USA ihnen gegenüber zu verrin-
gern.Doch es ist bei weitem nicht die ein-
zige Frage dieserArt.Eine weitere lautet:
«Können Sie bestätigen, dass Ihre Orga-
nisation keinerlei Mittel erhalten hat»
von China, Russland, Kuba oder Iran?

Auch diese Frage kann wohl keine IO
mit Nein beantworten, denn ihre Auf-
gabe ist es, möglichst viele Länder der
Welt an einen Tisch zu bringen. Bemer-
kenswert ist auch, dass Gelder aus Russ-

land offenbar unerwünscht sind.Schliess-
lich ist die amerikanische Regierung in
Sachen Ukraine-Krieg seit der Rückkehr
von Präsident Trump mindestens rheto-
risch auf Moskaus Seite gewechselt.

Auch das Cern ist im Visier

Was also hat es mit den insgesamt 36 Fra-
gen auf sich?Als Erster darüber berichtet
hat der Genfer Journalist Philippe Mottaz
im Newsletter «Hashtag Trump», den er
zusammen mit einem Kollegen der Gen-
fer Zeitung «Le Temps» schreibt. Mottaz
bestätigt gegenüber der NZZ,er wisse aus
sicheren Quellen, dass mehrere interna-
tionale Organisationen in Genf den Frage-
bogen erhalten hätten. Absender sei das
jeweils zuständige amerikanische Minis-
terium – etwa das Aussenministerium bei
Projekten der Agentur für internationale
Zusammenarbeit USAID.

Ein Uno-Sprecher in Genf hingegen
sagte am Dienstagvormittag auf NZZ-
Nachfrage,dass seine Organisation keine
solche Post erhalten habe. «Aber viel-
leicht kennen wir das Ausmass nicht.»
Auch dieVertreterin der Internationalen

Arbeitsorganisation verneinte an jener
täglichen Uno-Medienkonferenz die ent-
sprechende Frage, eine Handvoll Vertre-
ter weiterer Organisationen schwieg.

Das Thema ist selbstverständlich hei-
kel, womöglich wollen die Betroffe-
nen vorerst die Öffentlichkeit meiden.
Im internationalen Genf ist seit Trumps
Rückkehr ins Weisse Haus und seiner
nationalistischen Antrittsrede bei vielen
Akteuren regelrechte Angst zu spüren.
Mottaz jedenfalls geht davon aus,dass alle
internationalen Organisationen in Genf
den Fragebogen erhalten haben.

Abwegig erscheint das nicht: Selbst
ein Forschungsprojekt am weltgrössten
Teilchenbeschleuniger Cern in Genf ist
im Visier Washingtons, wie die Zeitung
«Tribune de Genève» Anfang März be-
richtete. Das Projekt von Forschern der
Universität Illinois hat nämlich einen
pädagogischen Teil: Es soll in Chicago
in den Schulunterricht einfliessen, und
zwar spezifisch für Kinder aus Minder-
heiten, die in der Wissenschaft unter-
repräsentiert sind. Die Trump-Regie-
rung jedoch streicht Programme für
Vielfalt und Minderheitenförderung.

Der Fragebogen, der nun in Genf zir-
kuliert, erinnert auch stark an den Frage-
bogen, den Trumps Berater Elon Musk
an amerikanische Behörden verschickte.
Musk will damit vorgeblich die Effizienz
der Behörden steigern und Bürokratie
abbauen. Tatsächlich sieht es mancher-
orts nach Kahlschlag aus.

Dauerhafter Zahlungsstopp

So hat Aussenminister Marco Rubio
am Montag verkündet, 83 Prozent aller
USAID-Programme einzustellen. Die
verbleibenden Programme sollten direkt
dem Ministerium angegliedert werden.
Für das Jahr 2025 waren noch unter dem
Ex-Präsidenten Joe Biden internationale
Ausgaben von rund 60 Milliarden Dollar
vorgesehen,etwa so wie in denVorjahren.

Damit wird der zunächst als temporär
deklarierte Zahlungsstopp der amerika-
nischen Regierung für die allermeisten
Partner dauerhaft. Bereits im Februar
hatten Schweizer NGO wie Terre des
Hommes verkündet, auf jährlich meh-
rere Millionen Franken amerikanischer
Gelder verzichten und Mitarbeiter ent-

lassen zu müssen. Am Dienstag sagte
eine Vertreterin des Kinderhilfswerks
Unicef ebenfalls an der täglichen Uno-
Medienkonferenz zum Wegfall von Gel-
dern aus den USA: «Der Preis wird mit
Kinderleben bezahlt werden.» Zum Bei-
spiel fehle einem Ernährungsprogramm
in Bangladesh ohne neue Geldgeber ab
dem Sommer etwa die Hälfte der Mittel.

Ähnliches könnte nun weiteren Pro-
grammpartnern der USA in Genf dro-
hen. Der Fragebogen richtet sich an
praktisch alle Politikfelder: Haben die
Partnerprojekte mit dem Klimawandel
oder Abtreibungen zu tun? Stärken sie
die Unabhängigkeit der USA in Sachen
Energieversorgung und Lieferketten?

Oder auch: «Können Sie bestätigen,
dass Ihre Organisation nicht mit Akteu-
ren zusammenarbeitet, die in Verbin-
dung stehen mit kommunistischen,
sozialistischen oder totalitären Akteu-
ren oder mit jedwedem Akteur, der anti-
amerikanische Ansichten vertritt?» Die
Antwortoptionen sind: Ja/Nein. Laut
dem Journalisten Mottaz haben die an-
geschriebenen Organisationen bis Ende
August Zeit, die Fragen zu beantworten.


